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Im Detail:
Formel § 23 Abs. 9 (VPIØ2003/VPIØ2001/1,005) – 1 =

Faktor
VPI 2001-2003

(102,7/105,9/1,005) – 1 =

Anrechnung Pensions-
erhöhung 0,5% ( 2004)

(1,031159/1,005) – 1 =

1,026029 – 1 =

Pensionserhöhung
2004 auf 2005

0,026029

Pensionserhöhung
in Prozent

2,6029%

Die Pensionen 2005 liegen somit um 3,1159%
über den Pensionen des Jahres 2003. Nach der
Erhöhung um 0,5% für 2004 sind die Pensionen
für 2005 um 2,6029% anzuheben.

Die volle Erhöhung von 2,6029% gem. § 10 Abs 6
i.V.m. § 23 Abs 9 gilt für bereits zur Gänze be-
wertete Pensionen und Anwartschaften.

Pensionen und Anwartschaften, auf die die
„Erhöhungsbewertung“ anzuwenden ist Bewer-
tung (§ 10 Abs 7),  werden mit 1,3014% erhöht.

Zum Vergleich:
Ohne Reform hätte die Nettoanpassung eine
Pensionserhöhung von 1% ergeben; für Pen-
sionen, auf die die „Erhöhungsbewertung“
anzuwenden ist, wäre die Erhöhung nach der
Nettoanpassung 0,5% gewesen.

Die Mindestleistung bei Berufsunfähigkeit wird
mit  2,0791%  erhöht  und  beträgt  im  Jahr 2005

€ 16.620,18. Zum Nachlesen: Die Berechnungs-
grundlage (Formel) ist in § 10 Abs. 9 und in § 14
Abs. 5 des Statuts geregelt.

Beiträge und Leistung Sterbekassenfonds

Die Beiträge und Leistungen im Sterbekassen-
fonds bleiben für 2005 unverändert. Bei Teil-
nahme am Pensions- und am Sterbekassenfonds
sind die Verwaltungskosten mit dem Beitrag zum
Pensionsfonds abgegolten. Bei Teilnahme nur am
Sterbekassenfonds werden die Verwaltungskosten
hinzugerechnet.

Die Leistung des Sterbekassenfonds beträgt
€ 14.535.- brutto.

EU: „Erweiterungen“ in der Pensionsversicherung

Ausgangslage

Die Pensionsversicherung für die „Freien Berufe“
hat nicht nur in Österreich eigenständige (recht-
liche) Rahmenbedingungen.

Die unterschiedlichen Regelungen und Systeme in
den einzelnen Mitgliedsstaaten haben offenbar
dazu geführt, dass die Freien Berufe aus einer
EU-Verordnung ausgenommen sind, die im Jahr
1971 zur gegenseitigen Anrechnung von Versiche-
rungszeiten erlassen wurde.

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates
vom 14.6.1971 (im folgenden: VO 1408/71)
brachte die Anrechnung von Versicherungs-
zeiten zwischen den allgemeinen Pensionsver-
sicherungssystemen der einzelnen Mitglieds-
staaten.

Damit wurde für die Erwerbsfreiheit eine we-
sentliche Grundlage geschaffen, indem die
als Existenzgrundlage wichtige Pensionsversi-
cherung nicht in jedem Mitgliedsstaat „neu“
erworben werden muss.

Dies bedeutet für ASVG- und GSVG-Ver-
sicherte, dass im Anwendungsbereich der
Verordnung Beitragszeiten berücksichtigt und
(i.w.S.) „angerechnet“ werden.
Dies ist besonders für die notwendigen War-
tezeiten wichtig, da somit auch kürzere Be-
schäftigungen in einzelnen Mitgliedsstaaten
zu Pensionsansprüchen führen.

Kommt z.B. ein deutscher Staatsbürger (nur)
für 5 Jahre nach Österreich um hier eine Tä-
tigkeit auszuüben, die nach ASVG oder GSVG
pflichtversichert ist, hat er nach innerstaatli-

AK € AK € AK € AK €
27 9,65 44 14,63 27 12,34 44 17,32
28 9,86 45 15,10 28 12,55 45 17,79
29 10,07 46 15,55 29 12,76 46 18,24
30 10,29 47 16,03 30 12,98 47 18,72
31 10,52 48 16,55 31 13,21 48 19,24
32 10,76 49 17,09 32 13,45 49 19,78
33 11,01 50 17,68 33 13,70 50 20,37
34 11,27 51 18,24 34 13,96 51 20,93
35 11,52 52 18,91 35 14,21 52 21,60
36 11,81 53 19,63 36 14,50 53 22,32
37 12,11 54 20,40 37 14,80 54 23,09
38 12,43 55 21,16 38 15,12 55 23,85
39 12,76 56 21,98 39 15,45 56 24,67
40 13,09 57 22,86 40 15,78 57 25,55
41 13,46 58 23,82 41 16,15 58 26,51
42 13,82 59 24,86 42 16,51 59 27,55
43 14,23 60 25,99 43 16,92 60 28,68

Beiträge Sterbekassenfonds
Teilnahme nur am
Sterbekassenfonds

Beiträge Sterbekassenfonds
Teilnahme an 
beiden Fonds
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chem Recht nur 60 von 180 notwendigen An-
wartschaftsmonaten erreicht.
Aufgrund der VO 1408/71 erwirbt er aber
auch mit nur 5 Versicherungsjahren einen
Pensionsanspruch, der als Teilpension (ali-
quotiert) auszuzahlen ist.

Die Freien Berufe einzelner Mitgliedsstaaten
(insbesondere Deutschland und Österreich) haben
sich seit einigen Jahren – nunmehr erfolgreich –
bemüht, dass die Ausnahmeregelung in der
VO 1408/71, die noch für die Freien Berufe be-
steht, gestrichen wird.
Das Ziel ist die „Einbeziehung“ der Freien Berufe
in diese Verordnung und die daraus folgende
Anerkennung von Versicherungszeiten, die in
anderen Mitgliedsstaaten erworben wurden.

Einbeziehung der Ziviltechniker

Die Einbeziehung soll für die Freien Berufe – und
damit auch für die Ziviltechniker – mit 1.1.2005
wirksam werden.

Für Österreich hat das BMSG die Koordination mit
der EU übernommen. Der Entwurf sieht nun vor,
dass alle einschlägigen Tätigkeiten (also jeweils
die Tätigkeit als Ziviltechniker für den Anwen-
dungsbereich der WE) berücksichtigt werden.

Für die Beitragsleistungen wird dies bedeuten,
dass die Pensionsversicherung nur mehr in je-
nem Land zu bezahlen sein wird, in dem auch
der Wohnsitz (oder, wenn der Wohnsitz nicht in
einem Land der Erwerbstätigkeiten liegt: der
Schwerpunkt der Tätigkeit) liegt.
Im Gegenzug sind in dieser Pensionsversicherung
alle Einkünfte (aus ZT-Tätigkeit), die in Mit-
gliedsstaaten erzielt werden, der Beitragsgrund-
lage hinzuzurechnen.
Der Rat hat den Entwurf in 1. Lesung akzeptiert,
die 2. Lesung steht kurz bevor.
Auch wenn nicht zu erwarten ist, dass es noch
Hindernisse geben wird, bleibt natürlich abzu-
warten, ob die Umsetzung ein Inkrafttreten zum
1.1.2005 tatsächlich ermöglicht.

Änderungen im Statut

Die Überprüfung des Statuts der WE hat ergeben,
dass die Bestimmungen die Anforderungen für
die Anwendung der VO 1408/71 bereits jetzt
weitgehend erfüllen.

Einige Details waren, teils aus juristischer Vor-
sicht, teils zur Klarstellung, anzupassen.

Verweise auf die VO 1408/71
Vielfach wurden Verweise auf die VO 1408/71
aufgenommen.
Dies betrifft das Beitragsrecht (§ 6 Abs. 1, 3 u. 4;
§ 7 Abs. 4; § 8 Abs. 8),
das Leistungsrecht (§ 12 Abs 4; 13 Abs. 3; § 14
Abs. 3)
und den Sterbekassenfonds (§ 24 Abs 2; § 25
Abs 1).

Klarstellungen im Statut
Für einige Bestimmungen wurde eine Präzisie-
rung vorgenommen:

Für die Berufsunfähigkeitsleistung ist wie bisher
die aufrechte Befugnis (bei Eintritt der Berufsun-
fähigkeit) Voraussetzung für die Zuerkennung;
besteht ein Anspruch aufgrund einer Tätigkeit in
einem anderen Mitgliedsstaat, ist die Mindestlei-
stung nur dann zuzuerkennen, wenn im Jahr der
Antragstellung auch der „einjährige Risikobei-
trag“ (aus Pflichtbeiträgen) bezahlt wurde (§ 14
Abs. 1 u. 5)

Zur Pensionsberechnung im Fall von Beitragsrück-
ständen wurde in § 19 Abs 3 klargestellt, dass die
Berechnung wie in den allgemeinen Systemen zu
erfolgen hat.

Im Sterbekassenfonds ist auf die Regelung für die
freiwillige Teilnahme in § 25 Abs. 1 u. 2 hinzu-
weisen:
Die freiwillige Teilnahme (eine Option für jene,
die durch Zurücklegung oder Aberkennung der
Befugnis aus der Kammer ausgeschieden sind)
ergibt sich aus der tatsächlichen Bezahlung der
Umlagen zum Sterbekassenfonds, diese müssen
regelmäßig bis zum Monat des Ablebens bezahlt
sein. Sollten Umlagen aus berücksichtigungswür-
digen Gründen (z.B. Krankheit) nicht bezahlt
worden sein, kann das Kuratorium das Sterbegeld
dennoch gewähren.
Weiters wurde klargestellt, dass die für den
Sterbekassenfonds maßgebliche Eidesablegung
jene nach dem (österreichischen) ZTG ist (§ 24
Abs. 2 u. 5; § 25 Abs. 1).

Weitere Änderungen
Im Zuge der Novellierung wurden auch Druck-
fehlerberichtigungen und Vereinheitlichungen
von Begriffen (z.B.: Einkünfte statt Einkommen)
vorgenommen.

Große oder kleine Sprünge – interessante „Rahmenbedin-
gungen“ zeigt der Blick aus dem Innsbrucker Rathaus zur
Bergisel Schanze
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Nicht zuletzt hat der Kammertag auf Vorschlag
des Kuratoriums auch beschlossen, dass für das
Kuratorium die laufenden Geschäfte der WE
durch einen Geschäftsführer zu erledigen sind.
Diese begriffliche Anpassung für das bereits be-
stehende Aufgabengebiet ersetzt den „Titel“
Kanzleileiter durch Geschäftsführer.

Inkrafttreten der Änderungen im Statut
Die Änderungen wurden als 182. Verordnung der
Bundeskammer der Architekten und Ingenieur-
konsulenten, Zl. 327/04 im 83. Kammertag be-
schlossen.

Die Kundmachung erfolgt im Amtlichen Teil des
konstruktiv, Nr 246.

Die allgemeinen Änderungen und Klarstellun-
gen treten mit 1.12.2004 in Kraft.

Die spezifischen Änderungen  zur Koordination
der Pensionsversicherung in der EU treten in
Kraft, sobald die VO 1408/71 für die Kammern
der Architekten und Ingenieurkonsulenten unmit-
telbar anwendbar wird.

Textausgaben des Statuts
Die Wohlfahrtseinrichtungen werden entspre-
chende Textausgaben des Statuts zur Verfügung
stellen.

Die Ausgabe Dezember 2004 enthält bereits alle
Änderungen aus dem Kammertagsbeschluss. Jene
Textteile, die von der Anwendbarkeit der VO
1408/71 abhängig sind, werden jedoch kursiv und
in einem erkennbar kleineren Schriftgrad abge-
druckt sein.

Die Textausgabe ist als Download im Internet
verfügbar, kann aber selbstverständlich auch auf
Anforderung in ausgedruckter Form zugesandt
werden.
Hinweis: Rechtlich verbindlich sind jeweils nur
die Kundmachungen im Amtlichen Teil des
konstruktiv, selbstverständlich werden die Text-
ausgaben mit größter Sorgfalt erstellt, da sie die
Arbeitsunterlage für die Praxis bilden.

Nach der Änderung der VO 1408/71 wird eine
weitere Textausgabe, voraussichtlich im Jänner
2005 erscheinen.

„Veranlagung Neu“: Mit Prozess- und Projektmanagement zum WE-Spezialfonds

Aufgabenstellung und Zielsetzung

Das rasch ansteigende Vermögen der WE erfor-
derte eine Neuorganisation der Veranlagung, die
in mehreren Phasen umgesetzt wurde.

Bereits im Jahr 2000 wurde die Beiziehung ex-
terner Experten begonnen, ein Veranlagungsaus-
schuss, der zur Beratung des Kuratoriums ge-
gründet wurde, begann seine Tätigkeit.

Mitte 2002 zeigte der aktuelle Erkenntnisstand,
dass die Volatilität der Märkte, aber auch die
historisch gewachsene, breit gestreute Struktur
der Veranlagungen mit dem Gremialmodell für
die Veranlagungsstruktur nicht mehr optimal mit
den Zielvorgaben korrelierten – Einzelentschei-
dungen sind taggleich zu treffen.

Die erste Zieldefinition enthielt zwei klare Punk-
te:

- Auslagerung des Portfoliomanagements und
- Neuordnung der Entscheidungsstrukturen

Veranlagungsstruktur alt

Vorweg ist festzuhalten, dass die „Veranlagung
Neu“ nicht mit der alten Struktur konkurrieren
soll, weil jede Umstrukturierung zum Ziel haben
muss, bestehende Strukturen durch zeitgemäße-
re, konstengünstigere, effizientere etc. zu erset-
zen.

Bis zur Mitte der 90er-Jahre des abgelaufenen
Jahrhunderts konnte man auch einfach und


